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S a t z u n g 

des Marktes Sulzberg, Landkreis Oberallgäu 

über den Bebauungsplan für das Gebiet 

S u 1 z b e r g - W e s t 

Der Markt Sulzberg erläßt aufgrund der (s 9 und 10 des Bundesbaugesetzes 

-EBauG- vom 23.6.1960 (BGBl. ! S. 341) und des Art. 107 hbs. 4 der Bayer. 

Bauordnung (BayE0) vom 1.8.1962 (GVBl.S.179) in der Fassung der Bekannt­

machung vom 21.8.1969 (GVBl. s. 263) folgende mit Bescheid des Landrats­

amtes Oberallgäu in Sonthofen vom 20.12.1972, Az. V/1/Lu/gr genehmigte 

S a t z u n g 

Für das Gebiet "Sulzberg-West" gilt der von der gemeindlichen Planungs­

stelle beim ehemaligen Landratsamt Vempten am 25.3.1968 ausgearbeitete 

Plan, der gemeinsam mit den Vorschriften dieser Satzung den Bebauungs­

plan bildet. 

§ 2 

Art der baulichen Nutzung 

Das Baugebiet wird als Allgemeines Wohngebiet (t~) im Sinne des~ 4 der 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) voa 26.6.1962 (BGBl. I S. 429) in der 

Fassung vom 26.11.1968 (BGBl. I S. 1237, ber. 1969 S. 11) festgesetzt. 

Maß der baulichen Nutzung 

Für das Maß der baulichen Nutzung gelten die in§ 17 BauNVO festge­

setzten Höchstwerte. 
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Bauweise 

1. Im Planbereich gilt die offene Bauweise. 

2. Die Garagen sind mit etwaigen sonstigen Nebengebäuden, soweit die 

Bebauungsplanzeichnung dies vorsieht, an der Grundstücksgrenze zu 

errichten. Ausnahmsweise können sie unter Einhaltung der gesetzlich 

vorgeschriebenen Abstandsflächen an underer Stelle errichtet werden, 

wenn dadurch Verkehrsbelanre und die beabsichtigte Gestaltung des 

Straßen- und Ortsbildes nicht beeinträchtigt werden. 

3. Nach Maßgobe der Bebauungsplanzeichnung müssen die mit 3 Vollge­

schossen zu errichtencen Mehrfemilienhäuser auf den defür bezeichne­

ten überbauberen Flächen die jeweils angegebene Mindestlänge auf­

weisen. 

-- S 5 

Firstrichtung 

Für die Firstrichtung der Reuptgebäude ist die Einzeichnung im Eebnuungs­

plen maßgebend. 

§ 6 

Dachform und Dachneigung für Wohngebäude und Garagen 

Haurtgebäude: 

1. Zugelassen sind uur ziegelforbige Satteldächer. Die Dächer müssen 

an der Trfufe einschließlich Dachrinne mindestens 0,70 m, höchstens 

0,90 m, nm Ortgnng mindestens 0,30 m, höchstens 0,50 n überstehen, 

2. Die Dächer aüssen eine Dochneig.ung zwischen 23 und 28 Grad aufweisen. 

Nebengebäude: 

3. Alle freistehenden Garagen sind mit einem zwischen 2 - 5° geneigten 

Pultdcch zu versehen. 

q. Für die mit dem Hauptgebäude verbundenen Gnregen sind nur ziegelfnr­

bige Dächer in der Dnchneieung des Hauptgebäudes zueelnssen. 

{ 7 

Dcchc.ufbr:uten 

Dnchoufbnuten und Dcchgcupen sind unzulässig. 
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§ 8 

Sockelhöhe und Geländehöhe 

1. Bei sämtlichen Gebäuden ni t 2 Vollgeschossen de:rf die Ober:rnnte der 

Kellerdecke nicht mehr als 0,30 n (kittclwert) über dem endgültigen 

Gelände liegen. Bei Gebäuden no Hang ist dieses Mnß cn der Bergseite 

zugrunde zu legen. 

2. Bei Gebäuden mit 3 Volle;eschossen dnrf die Cberkc:nte der Kellerdecke 

nicht nehr r:ls 1,00 n über de~ endgültigen Gelände liegen. 

j. Dns natürliche Gelände dnrf durch Auffüllung oder Abgrnbung nicht 

wesentlich verändert werdeP-. 

4. Ausnehmen von den FestsetzunEen der Abs. 1 bis 3 können zugelassen 

werden, wenn die beebsichtigte Gestoltune des Orts- und Lnndsch~fts­

bildes dadurch Eicht beeinträchtigt wird. 

§ 9 

Kniestöcke 

1. Bei Gebäuden mit j Vollgeschossen sind Kniestocknusbildungen unzu­

lässig. 

2. Bei den übrigen Hcuptgebäuden ist ein Kniestock, gemessen zwischen 

Oberknnte ~ochgeschoßfußbotlen und Cberknnte Fußpfette, bis zu einer 

Ilöhe von ü,50 m zulässig. 

§ 10 

Fnssndengestnltung 

1. Alle Gebäude sind nit einen Außenputz zu versehen. Auffallend ge­

~usterter, grobkörniger Putz ist nicht zulässig. Holz-und ähnliche 

Verkleidungen können nusnnhnsweise zugelossen werden, wenn dadurch 

das be~bsichtigte Siedlungs- und Str~ßenbild nictt beeinträchtigt 

wird. Alu~iniunverkleidungen sind nicht zutelossen. 

2. Die Verwendung von ungewötnlich grellwirkenden oder kontrastierenden 

Farben ist untersagt. 

3. Reihen-, Gruppen- und Doppelbäuser müssen die gleiche Putzstruktur, 

nlle zuscmneEhäncende Gebäude die c:leiche Fc.rbgebune erhnlten 
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Garagen und sonstige Nebengebäude 

1. Die Gnrngen sind mit etwnigen sonsti~en NebenEebäude jeweils in einen 

Bcukörper zusomnenzufossen und gestclterisch oufeinonder obzustic□en. 

Freistehende Nebengebäude sind nicht zugelcssen. 

2. Bei beiderseitigen Grenznnbau sind die Garngen einheitlich zu gestclten. 

3. Soweit der bebnuungsplon dies vorsieht, darf ouf jeden Bcugrundstück 

jeweils nur ein Nebengebäude nit höchstens 9 qn Grundfläche errichtet 

werden. 

{ 12 

Einfriedungen und Gestcltung der Voreärten 

1. Einfriedungen sind einschließlich ihrer EinganEstüren un<l -tore ous 

Mnschendroht zwischen Eisenpfosten zu erstellen. Ihre Höhe dorf ein­

schließlich eines bis zu 0,20 ~ höhen Betonsockels 1,0ü n, gemessen 

über der ferti e en Gehsteie- bzw. Strnßendecke, nicht überschreiten. 

2. Die nuf der Bebauungszeichcung grün schroffierten Flächen sind ols 

Grün- bzw. Stellflächen cnzulegen und zu unterholten. Sie dürfen 

weder eingezäunt noch gärtnerisch genutzt werden. 

Fernsprech- und Stro□leitungen 

1. Dachständer für Strom- und Fernsprechversorgungsleitungec sind nicht 

zugelassen. 

2. Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu verlegen, Freileitungen für 

Strooversorgung und Telefonanschlüsse dürfen nicht errichtet werden. 

J. Ausr.ohnsweise können Freileitungen und Dochstänrler gestattet werden, 

wenn die Gestnltung des Orts- un<l Lnndsch~ftsbilces da<lurch nicht be­

einträchtigt wird. 

§ 14 

Sichtdreiecke 

Die in der Bebnuungsplonzeichnune eingetragenen Sichtdreiecke sind von 

baulichen Anlogen und Anpflanzungen von mehr ols 0,90 n Höhe über der 

Fnhrbohnoberknnte der angrenzenden Strnße freizuhalten. 



§ 15 

Jnkr~fttreten 

Diese Setzung tritt eecäß § 12 des Bundesbougesetzes cit den Tage 

ihrer Beknnntcochung in Kraft, 

Sulzberg, den 18. Jnnunr 1973 

ulzberg 

Hörr1enn) 

--., 
~Cz'.7? 

1 • .Bürgerneister 

2 



Beg r, ü n dun g 

ZUJ!l Bebauungsplan Sulzberg-West 

für die im Westen ~es Ortes Sulzberg gelegenen Grundstücke Pl.Nr. 1, 2, 3, 4b, 
5, 30, ,i,l33, 35, 38, 40, 41, 4~, 43; 125, 154, 155, 1571 158, 159, 1601 161, 
162, 163~ 165, 166, 167, 168 der Gebarkung Sulzberg. . 
Der Beb~uungsplan erstreckt sich euf des im Westen des Ortes Sulzberg gelegene; 
bisher

1 
lanpwirtscheftlic~ genutzte Gebiet. Des künftige Baugebiet , schließt aich 

uncittelbnr an den westlichen Ortsrand an und wird m Norden von der Kreis• 
etraße 6 ~d der Geneindestreße Sulzb~~g~Unt~rminde~do~f, im Westen von der ge­
plnnteh Ortsw!igehurtg der K 6 und i~ Süden ~on der Gemeindestraße Sulzberg­
Burgratz, dem Sportplatzgelände und deo Weg zur Burgruine begrenzt. 

Sulzberg liegt 7 kJ:i südlich von Ke~pten und 4 km von tlen Industriegemeinden 
Durach, Sankt Mnng und Waltenhofen entfernt. Da seit Kriegsende in Ort Sulzbe~g 
nur vereinzelt Wohnhäuser gebaut worden sind, ist der Bederf en neuzeitlicheo 
Wohnungen noch relativ gro84 Wegen den Fehlen von entsprechenden Wohnungen, 
ist in den letzten Jahren eine gewisse Stagnation in der Einwohnerzahl dea 
Mo.rktes eingetreten. 

Ein großer Teil des vorgesehenen Baugebietes gehört b~w. gehörte zu zwei land. 
wirtschnftlichen Betrieben~ Die Eigentfu:ler der beiden Anwesen haben die Bewirte 
schoftung ihrer Betriebe aus Altersgründen 6ufgegeben .und die Grundstücke ale 
Bnulnnd ZUI:1 Knuf angeboten. Der Morktgeneindernt hot die Bereitstellung von 
Boulnnd cus vorgenannten Gründen begrüßt. Un die organische Bebauung dieses 
Gebietes sicherzustellen, hnt der Mnrktgeoeinderot als Planungsträger be­
schlossen, lout Bundesbaugesetz einen Bebnuungsplon für das Gebiet Sulzberg~ 
West aufzustellen. 
Der erste Bebnuungsplonentwurf wurde bereits 1966 aufgestellt und anachließend 
dos Genehoigungsverfohren eingeleitet. Io ersten Entwurf wnr südlich der Sulz. 
berger Ach eine Geceindebedorfsfläche von eo. 1 hn nls Baugelände für den g•~ 
planten Verbnndsschulneubou ausgewiesen. Die Verlegung des Schulgeländes und 
verschiedene dooit zusnCU!lenhängende Änderungen hoben die Neuerstellung des Be,, 
bouungsplnnentwurfes notwendig geoocht. Dns Gelände für die künftige Verband•• 
schule nit Turnhalle von annähernd 11 5 hn liegt nun nördlich der Sulzberger 
Ach in westlichen Teil des Baugebietes. 

Die Straße Sulzberg-Unterninderdorf und die Strnße Sulzberg-Burgrntz sind bereit 
ousgebaut und staubfrei geoocht. Das Bnugelände südlich der Sulzberger Ach iet 
zuo größten Teil eben, während des Bauland nördlich der Sulzberger Ach on einem 
leicht geneigten Südhnng liegt. Dns Bcugebiet ist als ollgeceines Wohngebiet 
ausgewiesen. Für den in Bebouunesgebiet liegenden geoeindlichen Friedhof ist 
eine durch den Bevölkerungszuwachs notwendige Erweiterungsoöglichkeit vorgesehen 
In Fortsetzung des Bnuleitplcnes wird in nord-westlicher Richtung zu gegebener 
Zeit RnUI:1 für Industrieansiedlungen bereitgestellt werden. 
Die Wasserversorgung ces Baugebietes konn durch den Anschluß on die zentrale 
Wosserversorgungsnnloge gesichert werden. Durch den be~ntrngten Ausbau einer 
zweiten Quelle knnn die Knpozität der bestehenden Versorgungsonloge beträchtlich 
erhöht werden, sodoß ouch noch den Endausbau des Siedlungsgebietes, die aus­
reichende Versorgung oit Wcsser gewährleistet ist. Darüber hincus bot der 
Morkteeceinderot sich bereit erklärt, zu gegebener Zeit deo Zweckverbend Fern­
wasserversorgung Oberes Allgäu beizutreten und voo Zweckverbnnd evtl. benötigtes 
Zusatzwasser zu bezi·ehen. Zur Beseitigung Ller in Neubaugebiet anfallenden Ab­
wasser ist der Bau einer biologischen Sor:;oelkläronlnge nach dec Trennsystem 
vorgesehen. Die Kläranlage wird so gebcut, daß auch der bestehende Ortskern an 
die Anlage angeschlossen werden kann. Mit dec Bau der Kläranlage wird sobald als 
möglich begonnen. 
An Erschließungskosten werden für das Baugebiet 

ol Siedlungsstroßen 
voraussichtlich anfallen: 

b Kläranlage+ Konäle · 
c Anschluß on die Wasserversorgung 

Do die Erschließung jeweils nit cer fortschreiten 
wird, ist der Markt in der Loge, die Kosten zu tr 

B 

365.000 -- DM 
- DM 
-- DM 

O,-- DM 
dprchgeführt werde 

~~c/44--r 
mf!later 


